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A. Problem 

Die anhaltende inflationäre Entwicklung der letzten Jahre hat 
den Steuerdruck bei der Einkommen- und Lohnsteuer in einer 
Weise verschärft, die der Steuergerechtigkeit widerspricht. Auch 
die nominalen, lediglich zum Ausgleich der Inflationsverluste 
dienenden Einkommensteigerungen unterliegen in voller Höhe 
der Einkommen- bzw. Lohnsteuer und führen infolge des pro- 
gressiv ausgestalteten Einkommensteuer-(Lohnsteuer-)Tarifs zu 
einer überhöhten Besteuerung. Hierdurch werden vor allem die 
Einkommen der Arbeitnehmer sowie der kleinen und mittleren 
Selbständigen in unsozialer Weise belastet. Immer mehr Nor- 
malverdiener wachsen in die Steuerprogression hinein. Immer 
mehr Erwerbstätige müssen Steuern zahlen, auch wenn sie mit 
ihren Einkommen häufig unter den steuerfreien Leistungen der 
öffentlichen Sozialhilfe liegen. Nutznießer der sich aus diesen 
heimlichen Steuererhöhungen ergebenden Steuermehreinnah- 
men ist der Staat, der die vereinnahmten Mehrsteuern bisher 
ohne Rücksicht auf die stabilitätspolitischen Erfordernisse wie- 
der ausgegeben bzw. verplant hat. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den auf die Preis- und 
Lohnverhältnisse der 60er Jahre zugeschnittenen Einkommen- 
steuertarif mit den wichtigsten Freibeträgen und Pauschbeträ- 
gen noch für das Jahr 1974 an die wirtschaftliche Entwicklung 
anzupassen. Nach den am 13. September 1973 verkündeten 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (02221) 363551 



Drucksache 7/1043 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Eckwerten zur Steuerreform will sie gewisse Anpassungen erst 
zum 1. Januar 1975 vornehmen und damit noch für 1974 an der 
unsozialen Besteuerung festhalten. 


B. Lösung 

Es werden vier Sofortmaßnahmen zum Abbau der heimlichen 
Steuererhöhungen und damit zur Entlastung der Steuerzahler 
vorgeschlagen: 

L Eine allgemeine und gleichmäßige Entlastung des Steuer- 
zahlers durch Erhöhung des tariflichen Grundfreibetrages 
von 1 680 DM auf 3 000 DM mit Wirkung ab 1974. Die Steuer- 
ersparnis beträgt jährlich für den Ledigen 251 DM und für 
Familien 502 DM (monatlich 20,90 DM bzw. 41,80 DM), zu- 
züglich der auf diese Beträge entfallenden Kirchensteuer 
(also zusammen bei 10 v. H. Kirchensteuer monatlich rd. 
23 DM bzw. 46 DM). 

2. Eine Verdreifachung des Weihnachtsfreibetrages für Arbeit- 
nehmer von 100 DM auf 300 DM. Die Erhöhung soll bereits 
für 1973 wirksam werden. Jeder Arbeitnehmer erspart da- 
durch zu Weihnachten mindestens 38 DM an Lohnsteuer, zu- 
züglich der entsprechenden Kirchensteuer (bei 10 v. H. min- 
destens 3,80 DM). 

3. Eine Verdreifachung des Werbungskosten-Pauschbetrages 
für Sparer von 150 DM auf 450 DM für Ledige bzw. von 
300 DM auf 900 DM für Verheiratete mit Wirkung ab 1974. 
Zinserträge und sonstige Einnahmen aus Geldanlagen sind 
demnach nur einkommensteuerpflichtig, soweit sie 450 DM 
bzw. 900 DM im Jahr übersteigen. 

4. Eine Verdoppelung der Veranlagungsgrenze für verheiratete 
Arbeitnehmer von 24 000 DM auf 48 000 DM mit Wirkung 
ab 1974. Verheiratete Arbeitnehmer sollen künftig also nur 
noch dann zur Einkommensteuer veranlagt werden, wenn 
das gemeinsame Einkommen der Ehegatten 48 000 DM über- 
steigt. Diese Maßnahme entlastet zugleich die Finanzämter, 
weil sich die Zahl der Arbeitnehmerveranlagungen ver- 
ringert. 

Die Entlastung der Arbeitnehmer bei der Lohnsteuer bedeutet 
für 1974 eine durchschnittliche Verbesserung von 2 bis 3 v. H. 
der Nettolöhne und 3 bis 4 v. H. der Bruttolöhne. Es kann daher 
davon ausgegangen werden, daß die Steuerentlastung einen be- 
ruhigenden Einfluß auf die kommenden Tarifverhandlungen 
ausüben wird. Auch die öffentlichen Haushalte werden zu einer 
stabilitätsorientierten Ausgabengebarung angehalten. Insofern 
sind die vorgesehenen Maßnahmen auch ein Beitrag zu mehr 
Preisstabilität. 

Die Entlastungsmaßnahmen sind bewußt so gewählt, daß sie 
der von der Bundesregierung angekündigten und in den dritten 
Eckwerten vom 13. September 1973 skizzierten Steuerreform 
nicht vorgreifen. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Einnahmeausfall der Einkommensteuer und Lohnsteuer 
wird für 1973 auf 0,6 Mrd. DM und für 1974 auf 8 Mrd. DM ge- 
schätzt. Er ist aus dem überproportional steigenden Lohn- und 
Einkommensteueraufkommen zu decken. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Beseitigung von inflationsschäden bei der 
Einkommen- und Lohnsteuer (inflationsentiastungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1881), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1973 vom 26. Juni 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 676), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Ziff. 17 wird die Zahl „100" durch die Zahl 
„300" ersetzt. 

2. In § 9 a Satz 1 Ziff. 2 werden die Zahl „150" durch 
die Zahl „450" und die Zahl „300" durch die Zahl 
„900" ersetzt. 

3. § 32 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die zu veranlagende Einkommensteuer 
ergibt sich, vorbehaltlich der §§ 34, 34 b und 34 c, 
aus der diesem Gesetz beigefügten Anlage (Ein- 
kommensteuertabelle) mit der Maßgabe, daß der 
allgemeine Freibetrag nicht 1 680 Deutsche 
Mark, sondern 3 000 Deutsche Mark beträgt." 

4. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Besteht das Einkommen ganz oder 
teilweise aus Einkünften aus nichtselbständi- 
ger Arbeit, von denen ein Steuerabzug vor- 
genommen worden ist, so wird eine Veranla- 
gung stets durchgeführt, wenn das Einkom- 
men 

1. bei Personen, bei denen die Einkommen- 
steuer nach § 32 a Abs. 2 zu ermitteln ist, 
48 000 Deutsche Mark, 

2. bei den nicht unter Ziffer 1 fallenden Per- 
sonen 24 000 Deutsche Mark 

übersteigt." 

b) In Absatz 2 erhält der erste Halbsatz folgende 
Fassung: 

„Bei Einkommen bis zu den in Absatz 1 ge- 
nannten Beträgen wird eine Veranlagung nur 
durchgeführt,". 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 3 wird der folgende Absatz 3 a 
eingefügt: 


„(3 a) Die Vorschrift des § 3 Ziff. 17 ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1973 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn ist sie erstmals auf die Bezüge anzuwen- 
den, die dem Arbeitnehmer im Monat De- 
zember 1973 zufließen." 

b) Hinter dem Absatz 11 wird der folgende Ab- 
satz 11a eingefügt: 

„(11a) Die Vorschrift des § 9 a Satz 1 
Ziff. 2 ist erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 1974 anzuwenden." 

c) Hinter dem Absatz 20 wird der folgende Ab- 
satz 20 a eingefügt: 

„(20 a) Die Vorschrift des § 32 a Abs. 1 
ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1974 anzuwenden." 

d) Hinter dem Absatz 23 wird der folgende Ab- 
satz 23 a eingefügt: 

„(23 a) Die Vorschrift des § 46 Abs. 1 und 
Abs. 2 erster Halbsatz ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1974 anzuwenden." 

Artikel 2 

Übergangsvorschrift zur Anwendung des Artikels 1 
Nr. 3 beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 

1. Solange die Rechtsverordnung nach § 39 Abs. 1 
Satz 3 des Einkommensteuergesetzes noch nicht 
erlassen ist, gilt die der Verordnung über die 
Jahreslohnsteuertabelle vom 18. Dezember 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 969) als Anlage beigefügte 
Jahreslohnsteuertabelle mit der Maßgabe weiter, 
daß 

a) die Steuerbeträge der Steuerklassen I, II und 
IV jeweils um 251 Deutsche Mark, 

b) die Steuerbeträge der Steuerklasse III jeweils 
um 502 Deutsche Mark 

zu kürzen sind. Es darf jedoch höchstens ein Be- 
trag in Höhe des sich aus der Jahreslohnsteuer- 
tabelle ergebenden Steuerbetrages abgezogen 
werden. 

2. Solange die nach § 41 Abs. 2 Satz 4 des Einkom- 
mensteuergesetzes aufzustellenden Lohnsteuer- 
tabellen für monatliche, wöchentliche und täg- 
liche Lohnzahlungen noch nicht bekanntgemacht 
sind, gelten die durch die Bekanntmachung vom 
21. Dezember 1964 (Beilage zum Bundesanzeiger 
Nr. 241) aufgestellten Lohnsteuertabellen mit fol- 
gender Maßgabe weiter: 
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a) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für 
monatliche Lohnzahlungen sind die Steuerbe- 
träge der Steuerklassen I, II und IV um 20,90 
Deutsche Mark und die Steuerbeträge der 
Steuerklasse III um 41,80 Deutsche Mark zu 
kürzen. 

b) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für 
wöchentliche Lohnzahlungen sind die Steuer- 
beträge der Steuerklassen I, II und IV um 
4,82 Deutsche Mark und die Steuerbeträge der 
Steuerklasse III um 9,64 Deutsche Mark zu 
kürzen. 

c) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für 
tägliche Lohnzahlungen sind die Steuerbe- 
träge der Steuerklassen I, II und IV um 0,80 
Deutsche Mark und die Steuerbeträge der 
Steuerklasse III um 1,60 Deutsche Mark zu 
kürzen. 

Es darf jedoch höchstens ein Betrag in Höhe des 
sich aus der jeweiligen Lohnsteuertabelle erge- 
benden Steuerbetrages abgezogen werden. 

3. Soweit nach § 26 des Berlinförderungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Okto- 
ber 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1481) die auf Ein- 
künfte aus Berlin (West) im Sinne des § 23 Nr. 4 
Buchstabe b des Gesetzes entfallende Lohnsteuer 
um 30 vom Hundert zu ermäßigen ist, sind die 
durch die Bekanntmachung vom 21. Dezember 
1964 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 4 vom 
8. Januar 1965) aufgestellten Lohnsteuertabellen 
für Arbeitnehmer in Berlin (West) zunächst wei- 
ter anzuwenden. Von den sich hiernach ergeben- 
den Steuerbeträgen sind statt den unter Num- 
mern 1 und 2 genannten Beträgen abzuziehen. 


a) Bei Anwendung der Jahreslohnsteuertabelle 
in den Steuerklassen I, II und IV ein Betrag 
von 175,70 Deutsche Mark und in der Steuer- 
klasse III ein Betrag von 351,40 Deutsche 
Mark. 

b) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für mo- 
natliche Lohnzahlungen in den Steuerklas- 
sen I, II und IV ein Betrag von 14,63 Deutsche 
Mark und in der Steuerklasse III ein Betrag 
von 29,26 Deutsche Mark. 

c) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für 
wöchentliche Lohnzahlungen in den Steuer- 
klassen I, II und IV ein Betrag von 3,38 Deut- 
sche Mark und in der Steuerklasse III ein Be- 
trag von 6,67 Deutsche Mark. 

d) Bei Anwendung der Lohnsteuertabelle für 
tägliche Lohnzahlungen in den Steuerklas- 
sen I, II und IV ein Betrag von 0,56 Deutsche 
Mark und in der Steuerklasse III ein Betrag 
von 1,12 Deutsche Mark. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 27. September 1973 


Carsten, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Mit dem vorliegenden Antrag schlägt die CDU/CSU- 
Fraktion als Sofortprogramm zur Beseitigung von 
Inflationsschäden bei der Einkommen- und Lohn- 
steuer folgende Steuerentlastungen und Verein- 
fachungsmaßnahmen vor: 

L Eine Verdreifachung des Weihnachtsfreibetrages 
für Arbeitnehmer von 100 DM auf 300 DM mit 
Wirkung ab 1973. 

2. Eine Verdreifachung des Werbungskosten- 
Pauschbetrages für Sparer auf 450 DM (Ledige) 
bzw. 900 DM (Verheiratete) ab 1974. 

3. Eine Erhöhung des tariflichen Grundfreibetrages 
von 1 680 DM auf 3 000 DM ab 1974. 

4. Eine Erhöhung der Veranlagungsgrenze für ver- 
heiratete Arbeitnehmer von 24 000 DM auf 
48 000 DM ab 1974. 

Seit 1970 ist die öffentliche Hand in steigendem 
Maße Nutznießer einer Steuerschwemme, die sich 
aus der progressiven Gestaltung unseres Einkom- 
mensteuer-/ und Lohnsteuertarifs ergibt. Der Steuer- 
zahler ist mit Einkommensteuer/Lohnsteuer belastet, 
die nicht nur von realen, sondern in zunehmendem 
Umfang von nur nominalen, inflationsbedingten Ein- 
kommenszuwächsen erhoben wird. Die Tarife, Frei- 
beträge und Pauschalen des Einkommen- und Lohn- 
steuerrechts sind dagegen seit vielen Jahren nicht 
geändert worden. 

Als Folge der unterlassenen Anpassung des Lohn- 
und Einkommensteuerrechts an die Inflation sind 
bereits Erwerbseinkommen, die unter den steuer- 
freien Leistungen der öffentlichen Sozialhilfe liegen, 
massiv in die Steuerpflicht hineingewachsen. Darüber 
hinaus erfaßt die Steuerprogression mit steigenden 
Steuersätzen immer mehr Normalverdiener, die, ge- 
messen an der realen Kaufkraft ihrer Einkommen, 
eigentlich nur in der Proportionalstufe des Einkom- 
mensteuer- (Lohnsteuer-)Tarifs mit dem Anfangs- 
steuersatz von 19 V. H. besteuert werden sollten. 
Von den Ganzjahresbeschäftigten zahlen diese höhe- 
ren Steuersätze inzwischen alle lediaen Arbeitneh- 
mer, fast alle Arbeitnehmer mit mitverdienenden 
Ehefrauen und auch eine sehr große Zahl von allein- 
verdienenden Familienvätern fz. B. Facharbeiter). Im 
Jahre 1958 befanden sich etwa 95 v. H. und 1970 noch 
immer Vs aller Steuerzahler in der Proportionalstufe 
des Steuertarifs (Steuersatz 19 v. H.). 1974 werden 
es weniaer als 20 v. H. sein, darunter vor allem 
Berufsanfänger und Teilzeitbeschäftigte. 

Bei den progressiv besteuerten Arbeitnehmern steigt 
bei Lohnerhöhungen die Lohnsteuer prozentual er- 
heblich stärker als das Einkommen. Deshalb müssen 
beispielsweise in diesem Jahr bei einer angenomme- 


nen Preissteigerung von 7 bis 8 v. H. die Löhne im 
Durchschnitt um etwa 11 v. H. angehoben werden, 
nur um die Kaufkraft des Vorjahres zu erhalten und 
reale Lohneinbußen zu verhindern. Der Hauptge- 
winner jeder Lohnerhöhung ist der Staat. Steigen 
die (Brutto-) Löhne um 10 v. H., erhöht sich das Lohn- 
steueraufkommen um 18 V. H. Als Folge der sich 
daraus ergebenden heimlichen Steuererhöhungen ist 
die Lohnsteuer in den letzten Jahren zur absolut 
größten Steuer in der Bundesrepublik geworden. Ihr 
Jahresaufkommen wird sich im Zeitraum von 1970 
bis 1974 mehr als verdoppeln (von 35 Mrd. DM auf 
74 Mrd. DM), obwohl die Bruttolohn- und -gehalts- 
summe im gleichen Zeitraum nur um gut 50 v. H. 
steigt. 

Die Bundesregierung hat es bisher unterlassen, die 
für die unteren und mittleren Einkommensschichten 
besonders fühlbare Belastung durch die Inflation im 
steuerlichen Bereich abzubauen. Nach ihren am 
13. September 1973 verkündeten dritten Eckwerten 
zur Einkommensteuerreform sollen steuerliche Ände- 
rungen am 1. Januar 1975 wirksam werden. Selbst 
für diesen Termin fehlt es an parlamentsreifen Ge- 
setzentwürfen. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung hält es die CDU/ 
CSU-Fraktion aus sozialen Gründen für geboten, die 
durch die Progression des Einkommensteuertarifs 
sich ergebende steuerliche Mehrbelastung bei den 
unteren und mittleren Einkommensgruppen ab 1. Ja- 
nuar 1974, bei der Erhöhung des Weihnachtsfreibe- 
trages ab 1973 wenigstens teilweise abzubauen. 

Der Abbau der heimlichen Steuererhöhungen ist 
nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion auch ein 
Beitrag zu mehr Preisstabilität. Auf keinen Fall wird 
dadurch die Inflation zusätzlich angeheizt. 

Die inflationären Steuermehreinnahmen des Jahres 
1974 will der Staat in vollem Umfang wieder aus- 
geben, wie der neue Finanzplan der Bundesregie- 
rung für die Jahre bis 1977 ausweist. Sie werden 
nicht etwa im Sinne einer antizyklischen Fiskal- 
poltik stillgelegt. 

Der Abbau der heimlichen Steuererhöhungen würde 
die öffentlichen Hände zu einer stabilitätsorientier- 
ten Haushaltspolitik anhalten, den Verteilungskampf 
entschärfen und dadurch den Kostendruck, der Preis- 
steigerungen zur Folge hat, mindern. 

Bei den Verhandlungen über Lohnerhöhungen sehen 
sich die Gewerkschaften gezwungen, nicht nur die 
zu erwartenden Preissteigerungen, sondern auch die 
durch die Progression des Einkommen-ZLohnsteuer- 
Tarifs sich ergebenden Steuermehrbelastungen in die 
Lohnforderungen einzubeziehen. Die Lohnerhöhun- 
gen sollen nicht nur die Preissteigerungen, sondern 
auch die durch die Lohnerhöhungen bedingten 
Steuermehrbelastungen ausgleichen. Deswegen muß 
erwartet werden, daß eine Minderung der immer 
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drückenderen Steuerbelastung der Löhne und Gehäl- 
ter bei den Tarifverhandlungen berücksichtigt wird. 
Das Schwergewicht der Entlastung liegt bei der 
Lohnsteuer und bedeutet eine durchschnittliche Er- 
höhung der Nettolöhne um 2 bis 3 v. H., was einer 
Bruttolohnsteigerung von 3 bis 4 v. H. entspricht. 

Die steuerlichen Sofortmaßnahmen sind so gewählt, 
daß sie einer Einkommensteuerreform nicht vorgrei- 
fen. Das gilt besonders für die Erhöhung des Grund- 
freibetrages bei der Einkommen/Lohnsteuer, die von 
allen Parteien als notwendig bezeichnet wird. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Einkommensteuergesetz 
Nummer 1 

Durch diese Vorschrift wird der Weihnachtsfreibe- 
trag für Arbeitnehmer von 100 DM auf 300 DM er- 
höht. Dazu wird in Nummer 5 bestimmt, daß der 
höhere Weihnachtsfreibetrag schon ab 1973 anzu- 
wenden ist, d. h. auf Lohn- und Gehaltszahlungen, 
die dem Arbeitnehmer im Monat Dezember dieses 
Jahres zufließen. 


Der finanzielle Spielraum für steuerliche Entlastun- 
gen ist beschränkt, weil auch die Entwicklung der 
Ausgabenverpflichtungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden infolge der Inflationspolitik der letzten 
Jahre ein bedrohliches Ausmaß erreicht hat. 

Die Steuermehreinnahmen von Bund, Ländern und 
Gemeinden des nächsten Jahres, die nach der Neu- 
schätzung des Steueraufkommens durch den Arbeits- 
kreis „Steuerschätzung" im August 1973 gegenüber 
den im Februar 1973 veröffentlichten Schätzzahlen 
des bisherigen Finanzplans erwartet werden, belau- 
fen sich auf über 14 Mrd. DM. Davon sollen 8 Mrd. 
DM eingesetzt werden, um die heimlichen Steuer- 
erhöhungen wenigstens zu einem Teil rückgängig zu 
machen. 

Alle Maßnahmen können bei zügiger Beratung im 
Deutschen Bundestag zum vorgesehenen Zeitpunkt 
wirksam werden. 


Die vorgeschlagenen steuerlichen Maßnahmen wir- 
ken sich haushaltsmäßig wie folgt aus: 


Maßnahmen 


Geschätzte Minder- 
einnahmen gegen- 
über geltendem Recht 
(in Millionen DM) 
im Rechnungsjahr 

1973 I 1974 


1. Verdreifachung des Weih- 
nachtsfreibetrages für Arbeit- 
nehmer von jetzt 100 DM auf 
300 DM 


600 


2. Erhöhung des Grundfreibe- 

trages von 1 680 DM auf 
3 000 DM 

3. Erhöhung der Werbungsko- 

stenpauschale für Kapitalein- 
künfte von 150 DM (Ledige)/ 
300 DM (Verheiratete) auf 
450 DM/900 DM 


4. Verdoppelung der Veranla- 
gungsgrenze für verheiratete 
Arbeitnehmer auf 48 000 DM 


1 100 


6 800 


100 


Insgesamt . . . 


600 


8 000 


Nummer 2 

Für Zinserträge und sonstige Einnahmen aus Spar- 
guthaben, Wertpapieren, Beteiligungswerten u. a. 
wird zur Zeit ein Werbungskosten-Pauschbetrag von 
150 DM gewährt. Ehegatten, die zusammen veran- 
lagt werden, erhalten den doppelten Pauschbetrag. 
Der Entwurf sieht eine Verdreifachung dieses 
Pauschbetrages auf 450 DM bzw. 900 DM vor, um 
vor allem den kleinen Sparer zu entlasten, dessen 
durchschnittliche Zinserträge in der gegenwärtigen 
Situation durch Inflationsrate und Steuern ganz oder 
weitgehend aufgezehrt werden, 

Nummer 3 

Die Änderung des § 32 a schafft die Grundlage für 
eine allgemeine und gleichmäßige Entlastung der 
Steuerzahler. Der Einkommensteuertarif und die dar- 
aus abzuleitenden Einkommensteuer- und Lohn- 
steuertabellen sollen vom 1. Januar 1974 an auf 
einen Grundfreibetrag von 3 000 DM statt gegen- 
wärtig 1 680 DM aufbauen. Die Erhöhung des Grund- 
freibetrages um 1 320 DM bedeutet, daß sich die 
Steuerbelastung der Ledigen um 251 DM und die der 
Familien um 502 DM jährlich verringert. Da die Kir- 
chensteuer an die Einkommensteuer- bzw. Lohn- 
steuerschuld anknüpft, ergibt sich zusätzlich eine 
Kirchensteuerersparnis in Höhe der auf 251 DM bzw. 
502 DM entfallenden Kirchensteuer. Beträgt die Kir- 
chensteuer also 10 V. H., würde der Kirchensteuer- 
zahler jährlich 25,10 DM bzw. 50,20 DM an Kirchen- 
steuer einsparen. 

Die Erhöhung des Grundfreibetrages auf 3 000 DM 
bedingt eine Änderung der Tarifformel und damit 
zusammenhängend eine neue Einkommensteuerta- 
belle (Anlage zu § 32 a). Die nötigen Ergänzungen 
können noch im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens 
eingefügt werden. Im übrigen ist durch Artikel 2 
sichergestellt, daß die Erhöhung des Grundfreibe- 
trages ohne jede Verzögerung vom 1. Januar 1974 
an im Lohnsteuerverfahren wirksam werden kann. 

Nummer 4 

Die in § 46 Abs, 1 festgelegte Einkommensgrenze 
von 24 000 DM für die Veranlagung von Arbeitneh- 
mern ist durch die Einkommensentwicklung völlig 
überholt. 

Unter den heutigen Verhältnissen kann eine Veran- 
lagungsgrenze von 24 000 DM die ihr zugedachte 
Funktion, die Zahl der Arbeitnehmerveranlagungen 
auch im Interesse der überlasteten Finanzämter ge- 
ring zu halten, nicht mehr erfüllen. 
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Die CDU/CSU-Fraktion spricht sich grundsätzlich für 
eine Verdoppelung der Veranlagungsgrenze auf 
48 000 DM sowohl für Ledige als für Verheiratete 
aus. Mit Rücksicht auf die bei anderen steuerrecht- 
lichen Regelungen bestehende Einkommensgrenze 
von 24 000 DM für Ledige (z. B. beim Stabilitätszu- 
schlagsgesetz und beim Dritten Vermögensbildungs- 
gesetz) ist die Verdoppelung der Veranlagungs- 
grenze zunächst auf Verheiratete beschränkt worden, 
da sonst bei Ledigen unrichtige Besteuerungen in- 
folge Überschreitens der 24 000 DM-Einkommens- 
grenze nicht mehr im Wege der Veranlagung korri- 
giert werden könnten. 

Nummer 5 

Die Vorschrift regelt die Anwendungszeitpunkte der 
einzelnen Änderungen. Die Verdreifachung des Wer- 
bungskostenpauschbetrages für Sparer, die Erhöhung 
des Grundfreibetrages auf 3 000 DM und die Ver- 
doppelung der Veranlagungsgrenze für verheiratete 
Arbeitnehmer auf 48 000 DM sollen mit Beginn des 
Jahres 1974 wirksam werden, die Verdreifachung des 
Weihnachtsfreibetrages dagegen schon für 1973. 

Zu Artikel 2 

Es handelt sich hierbei um eine Übergangsvorschrift 
für das Lohnsteuerverfahren. Die Arbeitgeber wer- 
den durch diese Vorschrift in die Lage versetzt, die 
sich aus der Erhöhung des Grundfreibetrages von 
1 680 DM auf 3 000 DM ergebende Steuerersparnis 
auch ohne Vorliegen entsprechend geänderter Lohn- 
steuertabellen sofort und ohne unzumutbaren Ar- 
beitsaufwand beim Lohnsteuerabzug zu berücksichti- 
gen. Zu diesem Zweck sind die in den Lohnsteuer- 
tabellen ausgewiesenen Steuerbeträge in den Steuer- 
klassen I, II und IV -einerseits und in der Steuer- 
klasse III andererseits jeweils um die angegebenen 
Beträge zu kürzen. Die jährliche Steuerersparnis be- 


trägt für den ledigen Arbeitnehmer 251 DM und für 
den verheirateten Arbeitnehmer 502 DM zuzüglich 
der hierauf entfallenden Kirchensteuer. Auf den 
Monat umgerechnet ergibt sich für den ledigen 
Arbeitnehmer eine Steuerersparnis von 20,90 DM 
und für den verheirateten Arbeitnehmer von 
41,80 DM jeweils zuzüglich der entsprechenden 
Kirchensteuer. 

Der Vollständigkeit halber war es notwendig, für 
die lohnsteuerpflichtigen, aber nicht mehr aktiven 
Arbeitnehmer in Berlin — dazu gehören vor allem 
die Pensionäre — eine Sonderregelung vorzusehen. 
Dieser relativ kleine Personenkreis erhält zur Zeit 
nach § 26 des Berlinförderungsgesetzes eine Lohn- 
steuerermäßigung von 30 V. H. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung gegenüber den westdeutschen Ar- 
beitnehmern erschien es geboten, die sich aus der 
Erhöhung des Grundfreibetrages ergebende Lohn- 
steuerkürzung ebenfalls um 30 v. H. zu ermäßigen. 

Soweit sich aus der Erhöhung des Grundfreibetrages 
Folgewirkungen hinsichtlich der auf dem Ergän- 
zungsabgabegesetz vom 21. Dezember 1967 (BGBl, I 
S. 1254) beruhenden Jahres-, Monats- und Wochen- 
tabellen der Ergänzungsabgabe einschließlich der Be- 
rechnung der Ergänzungsabgabe bei täglicher Lohn- 
zahlung ergeben, ist bewußt darauf verzichtet wor- 
den, diese Auswirkungen im Rahmen der Übergangs- 
regelung für das Lohnsteuerverfahren zu berücksich- 
tigen. Dies führt dazu, daß der voll ergänzungsab- 
gabepflichtige ledige Arbeitnehmer zunächst rd. 
7,53 DM jährlich oder rd. 0,63 DM monatlich, der 
verheiratete Arbeitnehmer rd. 15 DM jährlich oder 
rd. 1,25 DM monatlich an Steuerentlastung zuwenig 
erhält. Da die Ergänzungsabgabe jedoch auf Einkom- 
men ab 16 000 DM bzw. 32 000 DM erhoben wird, ist 
es vertretbar, wenn ein Ausgleich insoweit erst im 
Lohnsteuer jahresausgleich oder bei der Einkommen- 
steuerveranlagung vorgenommen wird. 
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